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rungsausgleich liegt darin, dass ein Roll-

stuhl nicht das Gehen selbst ermöglicht 

(wie eine Prothese), sondern die Folgen 

der Funktionsbeeinträchtigung ausglei-

chen kann, indem er eine Fortbewegung 

ermöglicht.

Ein Hilfsmittel zum mittelbaren Be-

hinderungsausgleich soll daher nach der 

Rechtsprechung des BSG nur gewährt 

werden, wenn es die Auswirkungen einer 

Behinderung im gesamten täglichen Le-

ben beseitigt oder mildert und damit ein 

allgemeines Grundbedürfnis betrifft.

Zu den allgemeinen Grundbedürfnis-

sen des täglichen Lebens gehören dem-

nach das Gehen, Stehen, Sitzen, Liegen, 

Greifen, Sehen, Hören, die Nahrungsauf-

nahme, das Ausscheiden, die elementare 

nen sowie das Erschließen eines gewissen 

körperlichen und geistigen Freiraums. 

Zusätzlich nimmt die Rechtsprechung 

bei Kindern und Jugendlichen die Grund-

bedürfnisse auf Integration in den Kreis 

Gleichaltriger und auf eine angemessene 

Schulbildung an.

Hilfsmittel, die den vorliegenden Grund-

bedürfnissen dienen, haben also die Ziel-

setzung, die mit einer Funktionsbeein-

trächtigung verbundene Teilhabestörung 

auszugleichen, zu mildern, abzuwenden 

oder in sonstiger Weise günstig zu beein-

mungen und gleichberechtigte Teilhabe 

am Leben in der Gesellschaft gefördert und 

Benachteiligungen von Menschen mit Be-

hinderungen vermieden bzw. ihnen ent-

gegengewirkt werden.  

zits unter Berücksichtigung des aktuel-

len Stands des medizinischen und tech-

nischen Fortschritts. Die Frage, ob die 

Versorgung dem Wirtschaftlichkeitsge-

bot entspricht, stellt sich überhaupt erst 

dann, wenn zwei tatsächlich gleichwer-

tige, aber unterschiedlich teure Hilfsmit-

tel zur Verfügung stehen. Solange keine 

gleichwertigen Alternativen bestehen, 

ist daher auch nicht die Frage der Wirt-

schaftlichkeit zu stellen, solange der Ver-

sicherte mit der beantragten Versorgung 

wesentliche Gebrauchsvorteile erlangt.

Andererseits besteht auch im Fall des 

unmittelbaren Behinderungsausgleichs 

nur ein Anspruch auf eine im Einzelfall 

ausreichende, zweckmäßige und wirt-

schaftliche Hilfsmittelversorgung. Es 

kommt daher immer darauf an, ob das 

konkrete beantragte Hilfsmittel für die 

jeweiligen Nutzer Gebrauchsvorteile bie-

tet. Ein „nur“ besserer Komfort oder eine 

bessere Optik ist nicht ausreichend.

Mittelbarer Behinderungsausgleich 
Der Ausgleich der Behinderung kann aber 

auch auf den Ausgleich von Folgen des feh-

lenden oder beeinträchtigen Körperteils 

gerichtet sein (sog. mittelbarer Behinde-

rungsausgleich). Dabei ist es ohne Belang, 

ob das Hilfsmittel nur unter Einschaltung 

Dritter (z. B. eine Brems- und Schiebehilfe 

für einen Rollstuhl) oder von dem Versi-

cherten selbst genutzt werden kann.

Ein Beispiel für den Fall des mittel-

baren Behinderungsausgleichs ist etwa 

die Versorgung mit einem Rollstuhl. Der 

Unterschied zum unmittelbaren Behinde-

B
ei Hilfsmitteln zum Behinderungsaus-

gleich steht der Ausgleich einer aus-

gefallenen oder beeinträchtigten Körper-

funktion selbst im Vordergrund. Derartige 

Hilfsmittel gleichen Funktionsbeeinträch-

tigungen aus, z. B. den Verlust von Glied-

maßen oder die Folgen einer Querschnitt-

lähmung. Dazu zählen z. B. Arm- und Bein-

prothesen, Rollstühle und Hörhilfen.

Dabei unterscheidet die Rechtsprechung 

zwischen Hilfsmitteln, die dem unmittel-

baren Behinderungsausgleich dienen, und 

Hilfsmitteln, die dem mittelbaren Behinde-

rungsausgleich dienen. Die Unterscheidung 

zwischen den beiden Bereichen des Behin-

derungsausgleichs ist aufgrund der unter-

schiedlichen Rechtsfolgen von Bedeutung, 

auch wenn der mittlerweile zu berücksich-

tigende Aspekt der Teilhabe zu einer Annä-

herung der beiden Bereiche führt.

Unmittelbarer 
Behinderungsausgleich 
Hilfsmittel, die ausgefallene oder ein-

geschränkte Körperfunktionen unmit-

telbar ausgleichen oder unterstützen, 

indem fehlende oder beeinträchtigte 

Körperteile (Arme, Beine, Sprache, Hör-

fähigkeit) wiederhergestellt oder ersetzt 

werden, oder deren Einsatz ermöglicht, 

erleichtert oder ergänzt wird, dienen 

dem unmittelbaren Behinderungsaus-

gleich. Typische Beispiele hierfür sind 

Prothesen, verschiedene Orthesen und 

auch Kommunikationshilfen.

Nach der Rechtsprechung des BSG 

gilt das Gebot eines möglichst weitge-
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Bei der Versorgung mit einem Hilfsmittel geht es im Wesentlichen nach dem gesetzlichen Tatbestand des 

§ 33 Abs. 1 SGB V um zwei Versorgungsziele, nämlich die Sicherung des Erfolgs der Krankenbehandlung 

und den Ausgleich einer Behinderung. In dieser und der nächsten Folge wird es um das Versorgungsziel 

Behinderungsausgleich gehen.
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